
Aktenzeichen: 4 AZR 506/80 
Bundesarbeitsgericht 4. Senat

I. Arbeitsgericht Rheine

II. Landesarbeitsgericht Hamm

Urteil vom 27- April 1985
- 4 AZR 506/80 -
Urteil vom 50. November 1979
- 2 Ca 574/79 -
Urteil vom 14. August 1980
- 9 Sa 150/80 -

Bür die Amtliche Sammlung: Ja
Bür die Bachpresse: Ja

Entscheidungsstichwort:

Entgeltzahlungspflicht bei kirchlicher Eheschließung

Gesetz: BGB § 616, §§ 515, 1588; TVG § 1; Lohntarif­
vertrag für die gewerblichen Arbeitnehmer der 
Bekleidungsindustrie in Westfalen vom 20. Mai 
1978 (LohnTV Bekllndustrie Westf.) § 6 ; EheG 
§§ 11, 15; GG Art. 5, 4, 140; PStG § 67

Leitsätze: 1. Zu den subjektiven Leistungshindernissen
im Sinne des § 616 Abs. 1 BGB kann auch 
die Erfüllung religiöser Pflichten gehören.

2. Unter "eigener Eheschließung" (§6 LohnTV 
Bekllndustrie Westf.) ist sowohl die bür­
gerliche Eheschließung vor dem Standesbe­
amten als auch die kirchliche Eheschlie­
ßung zu verstehen.

5. Der Arbeitnehmer hat nach § 515 BGB ein 
Wahlrecht, ob er die ihm nach der Tarif­
norm zustehenden zwei bezahlten arbeits­
freien Tage aus Anlaß seiner bürgerlichen 
oder kirchlichen Eheschließung oder je ei­
nen Tag zu jedem der beiden Anlässe nimmt.
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4- AZR 506/80 
9 Sa 130/80 Hamm

Verkündet am 
27- April 1983

Haust,
Regierungsobersekretärin 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

Im Namen des Volkes!

Urteil
In Sachen
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hat der Vierte Senat des Bundesarbeitsgerichts auf­
grund der mündlichen Verhandlung vom 27* April 
1983 durch den Vorsitzenden Richter Dr. Neumann, 
die Richter Dr. Feiler und Dr. Etzel sowie die 
ehrenamtlichen Richter Dr. Bermel und Koerner für 
Recht erkannt:

Auf die Anschlußrevision der Kläge­
rin zu 3) werden die Urteile des 
Landesarbeitsgerichts Hamm vom 14.
August 1980 - 9 Sa 130/80 - und des 
Arbeitsgerichts Rheine vom 30. No­
vember 1979 - 2 Ca 574/79 - aufgeho­
ben.
Die Beklagte wird verurteilt,

- an die Klägerin zu 1) 92,88 
DM brutto nebst 4 v.H. Zin­
sen aus dem entsprechenden 
Nettobetrag seit dem 27* Ju­
ni 1979,

- an die Klägerin zu 2) 85,76 
DM brutto nebst 4 v.H. Zin­
sen aus dem entsprechenden 
Nettobetrag seit dem 27* Ju­
ni 1979 und

- an die Klägerin zu 3) 120,32 
DM brutto zu zahlen.

Die Revision der Beklagten wird zu­
rückgewiesen.
Die Kosten des arbeitsgerichtlichen 
Rechtszuges tragen zu 1/4 die Klä­
gerin zu 1) und zu 3/4 die Beklag­
te. Die Kosten der beiden Rechts­
mittelinstanzen trägt die Beklag­
te.

V o n  R e c h t s  w e g e n  !
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Tatbestand:

Die der Gewerkschaft Textil-Bekleidung angehö­
renden Klägerinnen sind katholisch und stehen als 
Näherinnen in den Diensten der Beklagten, die Mit­
glied des Verbandes der Bekleidungsindustrie für 
Westfalen ist. Das Arbeitsverhältnis der Klägerin 
zu 1) wurde im Jahre 1976 begründet, das der Kläge­
rin zu 2) im Jahre 1970 und das der Klägerin zu 3) 
am 12. März 1979- Die Klägerin zu 1) erhielt zuletzt 
einen Stundenlohn von 11,61 DM brutto, die Kläge­
rin zu 2) von 10,72 DM brutto und die Klägerin zu 3) 
von 7,52 DM brutto. Vor ihrem Eintritt in die Dienste 
der Beklagten war die Klägerin zu 3) an anderer Stel­
le im Haushalt beschäftigt.

Die standesamtliche Eheschließung der Klägerin 
zu 1) fand am 12. Februar 1977 statt, ihre kirchli­
che EheSchließung am 25» Mai 1979* Neben fünf Tagen 
unbezahlten Urlaubs gewährte die Beklagte der Klä­
gerin zu 1) aus Anlaß ihrer kirchlichen Eheschlie­
ßung einen bezahlten freien Tag. Die standesamtli­
che Eheschließung der Klägerin zu 2) fand am 12. Juli 
1978, ihre kirchliche Eheschließung am 26. April 1979 
statt. Auch ihr gewährte die Beklagte aus Anlaß ih­
rer kirchlichen Eheschließung einen bezahlten frei­
en Tag. Bei der gleichen Gelegenheit erhielt die Klä­
gerin zu 2) einen weiteren freien Tag, weil sie da­
mals ihren eigenen Hausstand begründet hat. Die Klä­
gerin zu 3) hatte schon vor ihrem Eintritt in die 
Dienste der Beklagten standesamtlich geheiratet. Da 
auch sie aus Anlaß ihrer kirchlichen Eheschließung 
einen eigenen Hausstand begründete, gewährte ihr die 
Beklagte deswegen einen Tag bezahlte Arbeitsfreistel­
lung. Alle drei Klägerinnen wurden nach katholischem 
Ritus getraut.
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Mit der am 27* Juni 1979 erhobenen Klage ha­
ben die Klägerinnen die Beklagte auf bezahlte Ar­
beitsfrei Stellung für zwei (Tage aus Anlaß ihrer 
kirchlichen Eheschließung unter Anrechnung der be­
reits gewährten Freistellung in Anspruch genom­
men und hilfsweise entsprechende Barabgeltung ver­
langt. Im einzelnen haben die Klägerinnen zu 1) 
und 3) jeweils die Gewährung zweier bezahlter 
arbeitsfreier Tage und die Klägerin zu 2) die 
Gewährung eines bezahlten arbeitsfreien Tages 
verlangt. Die Klägerinnen haben vorgetragen, ihr 
Klagebegehren rechtfertige sich aus dem Lohnta­
rifvertrag für die gewerblichen Arbeitnehmer der 
Bekleidungsindustrie in Westfalen vom 20. Mai 
1978. Wenn darin bezahlte Freistellung von der 
Arbeit für zwei Tage aus Anlaß der "eigenen Ehe­
schließung" vorgesehen sei, so erstrecke sich die­
se Tarifnorm nicht nur auf die standesamtliche Ehe­
schließung, sondern auch auf die kirchliche Ehe­
schließung, der ohnehin bei ihnen und zumindest 
bei der katholischen Bevölkerung die größere Be­
deutung zukomme. Jede andere Tarifauslegung ver­
stoße gegen Art. 4- GG. Unbeachtlich sei auch, ob 
und in welchem Umfang ihnen aus Anlaß ihrer kirch­
lichen Eheschließung zugleich Arbeitsfreistellung 
wegen der Begründung eines eigenen Hausstandes 
gewährt worden sei, denn darauf bestehe ein ge­
sonderter tariflicher Anspruch. Demgemäß haben die 
Klägerinnen beantragt,

die Beklagte zu verurteilen,
a) an die Klägerin zu 1) 185,76 DM 

brutto nebst 4- v.H. Zinsen seit 
dem 27. Juni 1979 zu zahlen,

b) an die Klägerin zu 2) 85,76 DM 
brutto nebst 4- v.H. Zinsen seit 
dem 27. Juni 1979 zu zahlen,
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c) die Klägerin zu 3) für zwei Ar­
beitstage unter Fortzahlung ih­
rer Vergütung von der Arbeit 
freizustellen, hilfsweise an 
sie 120,32 DM brutto zu zahlen.

Die Beklagte hat Klageabweisung beantragt und 
erwidert, für das Klagebegehren gebe es keine Rechts­
grundlage. Einen tariflichen Anspruch auf bezahlte 
Arbeitsfreistellung gebe es nur für die standesamt­
liche Eheschließung. Von den Tarifvertragsparteien 
in Bezug genommen worden seien nur die entsprechen­
den Bestimmungen des staatlichen Eherechts, während 
religiös-kirchliche Handlungen zum staatlichen und 
tariflichen Recht keinerlei Beziehung hätten. Bei Be­
folgung der Rechtsauffassung der Klägerinnen sei die 
Tarifnorm zudem auch nicht praktikabel. Insbesondere 
könne ihr kein Rechtsnachteil daraus entstehen, daß 
ohne tarifrechtliche Verpflichtung ihr Betriebslei­
ter den Klägerinnen zu 1) und 2) nicht bei der stan­
desamtlichen, sondern aus Anlaß der kirchlichen Ehe­
schließung beschränkte bezahlte Arbeitsfreistellung 
gewährt habe. Etwaige Ansprüche der Klägerinnen zu 
1) und 2) seien überdies erloschen. Bei der Kläge­
rin zu 3) sei niemals ein tariflicher Anspruch ent­
standen.

Das Arbeitsgericht hat nach den Anträgen der Klä­
gerinnen zu 1) und 2) sowie nach dem Hilfsantrag der 
Klägerin zu 3) erkannt, deren Hauptantrag abgewiesen 
und die Berufung zugelassen. In der Berufungsinstanz 
hat die Klägerin zu 1), da sie aus Anlaß ihrer kirch­
lichen Eheschließung unstreitig bereits einen arbeits­
freien Tag erhalten hatte, die Klage auf 92,88 DM 
brutto ermäßigt. Weiter haben die Klägerinnen zu 1) 
und 2) in der Berufungsinstanz klargestellt, daß sie
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Zinsen nur von den den jeweiligen Bruttobeträgen 
entsprechenden Nettobeträgen beanspruchen. Das 
Landesarbeitsgericht hat unter teilweiser Abände­
rung des arbeitsgerichtlichen Urteils die Beklag­
te verurteilt, an die Klägerin zu 1) 92,88 DM 
brutto nebst 4- v.H. Zinsen aus dem entsprechen­
den Nettobetrag seit dem 27* Juni 1979 und an 
die Klägerin zu 3) 60,31 DM brutto zu zahlen.
Die weitergehende Klageforderung der Klägerin 
zu 3) hat das Landesarbeitsgericht abgewiesen 
und bezüglich der Forderung der Klägerin zu 2) 
die Berufung der Beklagten zurückgewiesen.

Mit der zugelassenen Revision verfolgt die 
Beklagte, soweit sie durch das berufungsgericht­
liche Urteil beschwert ist, ihren Klageabweisungs 
antrag weiter. Die Klägerin zu 3) beansprucht mit 
ihrer Anschlußrevision den ihr vom Landesarbeits­
gericht versagten Betrag von 60,31 UM brutto für 
einen zweiten bezahlten arbeitsfreien Tag. Beide 
Parteien beantragen jeweils die Zurückweisung der 
gegnerischen Revision.

Entscheidungsgründe:

Die Revision der Beklagten ist nicht begrün­
det. Den drei Klägerinnen stehen die ihnen vom 
Landesarbeitsgericht zuerkannten Geldbeträge als 
Arbeitsentgelt für von der Beklagten aus Anlaß 
ihrer kirchlichen Eheschließungen zu gewährende 
freie Tage zu. Darüber hinaus steht der Kläge­
rin zu 3) noch ein weiterer Betrag von 60,31 DM 
brutto zu, da ihre Anschlußrevision begründet ist 
Demgemäß hat der Senat den Tenor des Urteils neu-
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gefaßt und dabei auch berücksichtigt, daß die 
Klägerin zu 1) in der Berufungsinstanz ihre Kla­
geforderung um die Hälfte ermäßigt hat, weswe­
gen im Hinblick auf ihre weitergehende Klagefor­
derung das arbeitsgerichtliche Urteil wirkungs­
los ist (§ 269 Abs. 3 Satz 1 ZPO).

Entgegen der Meinung der Beklagten kommt 
für das Klagebegehren als gesetzliche Anspruchs­
grundlage § 616 Abs. 1 BGB in Betracht. Zu den 
dort geregelten in der Sphäre des Arbeitnehmers 
liegenden subjektiven Leistungshindernissen gehört 
auch die Erfüllung vorrangiger religiöser Pflich­
ten (vgl. Soergel/Siebert/Wlotzke/Volze, BGB, 10.
Auf1., § 616 Hz 8; Staudinger/Nipperdey/Mohnen,
BGB, 11. Aufl., § 616 Hz 10 - 11). Das bestätigt 
auch die Regelung des § 618 Abs. 2 BGB. § 616 Abs.
1 BGB enthält jedoch dispositives Recht, so daß 
die Geltung dieser Gesetzesnorm tarifvertraglich 
abbedungen und modifiziert werden kann (vgl. die 
Urteile des Senats vom 8. Dezember 1982 - 4 AZR 
134/80 - und 25. August 1982 - 4 AZR 1064/79 - so­
wie - 4 AZR 1147/79 -, sämtlich zur Veröffentli­
chung vorgesehen, mit weiteren Nachweisen). Von die­
ser rechtlichen Möglichkeit haben die Tarifvertrags­
parteien vorliegend Gebrauch gemacht.

Aufgrund der vom Landesarbeitsgericht festge­
stellten Organisationszugehörigkeit der drei Klä­
gerinnen und der Beklagten gilt zwischen den Par­
teien unmittelbar und zwingend gemäß § 3 Abs. 1,
§ 4 Abs. 1 Satz 1 TVG der Lohntarifvertrag für die 
gewerblichen Arbeitnehmer der Bekleidungsindustrie 
in Westfalen vom 20. Mai 1978, der am 1. Mai 1978 
in Kraft getreten ist (§9 Abs. 1 Satz 1 LohnTV 
Bekllndustrie Westf.). In § 6 Ziff. 1 Abschn. 1.1
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dieses Tarifvertrages wird im einzelnen bestimmt

Jeder Arbeitnehmer hat unter Fortzah­
lung seines persönlichen Durchschnitts­
verdienstes Anspruch auf bezahlte Frei­
stellung von der Arbeit, wenn er diese 
wegen folgender Ereignisse versäumt:
a) bei eigener Eheschlie­

ßung für 2 Tage
b) bei eigener Silber­

hochzeit für 1 Tag
c) bei Eheschließung von

Kindern und Geschwi­
stern für 1 Tag

d) beim Tod des Ehegatten
für 2 Tage

e) bei Todesfällen in der 
Hausgemeinschaft - El­
tern, Schwiegereltern,
Großeltern, Kindern und 
Geschwistern - für 1 Tag

f) für Teilnahme an der 
Beerdigung der unter
d) und e) genannten 
Familienangehörigen
für 1 Tag

g) bei Niederkunft der
Ehefrau für 2 Tage

h) beim Umzug mit eigener 
Wohnungseinrichtung 
sowie bei Gründung ei­
nes eigenen Hausstan­
des im Zusammenhang 
mit der Eheschließung, 
sofern das Arbeitsver­
hältnis ungekündigt 
ist, jedoch höchstens
einmal im Jahr für 1 Tag

i) bei Arbeitsjubiläen
nach 25, 4-0 und 50 
Jahren Betriebszuge­
hörigkeit für jeweils 1 Tag.

Diese den Rechtsbereich des § 616 Abs. 1 BGB im 
Sinne einer Konkretisierung derjenigen Fälle, in
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denen eine Entgeltzahlungspflicht des Arbeitge­
bers bei Arbeitsfreistellung bestehen soll, mo­
difizierende und erschöpfend regelnde Tarifnorm 
ist am 1. August 1978 in Kraft getreten (§ 9 Abs.
1 Satz 2 LohnTV Bekllndustrie Westf.). Die zuvor 
geltende entsprechende Tarifnorm war wortgleich, 
gewährte jedoch im Gegensatz zur vorliegenden 
Fassung bei der eigenen Eheschließung dem Arbeit­
nehmer nur einen freien Tag.

Rechtsfehlerfrei nimmt das Landesarbeitsge- 
richt an, daß die Tarifvertragsparteien in § 6 
Ziff. 1 Abschn. 1.1 unter der "eigenen Eheschlie­
ßung" sowohl die bürgerliche Eheschließung vor dem 
Standesbeamten als auch die kirchliche Eheschlie­
ßung des Arbeitnehmers verstehen. Mit Recht lei­
tet das Landesarbeitsgericht diese Rechtsfolge aus 
dem Tarifwortlaut, dem Sinn und Zweck der Tarifnorm 
sowie dem tariflichen GesamtZusammenhang her. Wenn 
die Tarifvertragsparteien von der "eigenen Ehe­
schließung" des Arbeitnehmers sprechen, knüpfen 
sie damit ersichtlich zunächst an § 11 Abs. 1 sowie 
§ 1 3  des Ehegesetzes an, wonach in der Bundesre­
publik Deutschland eine bürgerliche Ehe nur wirk­
sam zustandekommt, wenn die Eheschließung vor ei­
nem Standesbeamten stattgefunden hat und die Ver­
lobten vor diesem persönlich und bei gleichzeiti­
ger Anwesenheit erklären, die Ehe miteinander ein- 
gehen zu wollen, wobei es sich, wie die Beklagte 
insoweit zutreffend ausführt, um zwingendes staat­
liches Recht handelt (vgl. § 67 und § 67 a PStG). 
Für diese Auslegung der Tarifnorm spricht neben 
ihrem eindeutigen Wortlaut auch der rechtliche 
Gesichtspunkt, daß dann, wenn die TarifVertrags­
parteien in einer Rechtsnorm Begriffe verwenden, 
die in der Rechtsterminologie einen bestimmten In-
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halt haben, diese Begriffe nach dem Willen der Ta­
rifvertragsparteien von ihnen in ihrer allgemeinen 
rechtlichen Bedeutung angewendet werden sollen, 
soweit sich nicht aus dem Tarifvertrag selbst etwas 
anderes ergibt (vgl. das Urteil des Senats vom 20. 
April 1983 - 4- AZR 375/80 -, zur Veröffentlichung 
vorgesehen, und 9. Juli 1980 - 4 AZR 560/78 - AP 
Nr. 2 zu § 1 TVG Tarifverträge: Seeschiffahrt,mit 
weiteren Nachweisen).

Wie das Landesarbeitsgericht zutreffend ausge­
führt hat, gebieten es die zuvor dargelegten Rechts­
grundsätze zugleich, die Tarifnorm auch auf die 
kirchliche Eheschließung des Arbeitnehmers anzuwen­
den. Die Eheschließung ist nämlich nicht nur eine 
Institution des staatlichen Rechts, sondern glei­
chermaßen eine solche des Kirchenrechts bzw. eine 
Äußerung des kirchlichen Lebens und der Religions­
ausübung. Wie das Landesarbeitsgericht mit Recht 
hervorhebt, gilt das insbesondere für die von den 
Klägerinnen gewählte Eheschließung nach der Lehre, 
dem Ritus und dem Recht der katholischen Kirche.
Nach katholischem Kirchen- und Sakramentsverständ­
nis und den entsprechenden Bestimmungen des Kanoni­
schen Rechts (C. 1094- ff. des Codex Juris Canonici 
bish. Eassg.) kommt nämlich in aller Regel eine gül­
tige Ehe nur bei Einhaltung der kanonisch vorge­
schriebenen Form zustande, d.h. wenn der Austausch 
der Ehewillenserklärungen vor dem Pfarrer und we­
nigstens zwei Zeugen erklärt wird (vgl. Eichmann/ 
Mörsdorf, Lehrbuch des Kirchenrechts, 11. Aufl.,
§ 14-8 II 1 S. 24-3; Retzbach/Vetter, Das Recht der 
Katholischen Kirche, 5* Aufl., § 90 A I S. 238 und 
J. Wenner in Lexikon für Theologie und Kirche, 2. 
Aufl., Band 3 S. 691 ff.). Hierauf nehmen die Tarif­
vertragsparteien Bedacht. Dabei kann zusätzlich be­
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rücksichtigt werden, daß von einer großen Zahl von 
Bürgern der kirchlichen Eheschließung große Be­
deutung heigemessen wird, weswegen verbreitet, wie 
die Klägerinnen im einzelnen dargelegt haben, die 
häuslichen Feierlichkeiten mit der kirchlichen 
Eheschließung verbunden werden. Abgesehen davon 
sprechen die Tarifvertragsparteien in § 6 Ziff. 1 
Abschn. 1.1 LohnTV Bekllndustrie Westf. nur von 
der "eigenen Eheschließung" und nicht etwa von der 
"standesamtlichen Eheschließung", wie es in ande­
ren Tarifwerken der Fall ist. Nachdem vorliegend 
die Tarifvertragsparteien eine derartige Beschrän­
kung nicht vorgenommen haben, muß angenommen wer­
den, daß sie den Anspruch auf zwei Tage bezahlter 
Arbeitsfreistellung nicht nur bei der bürgerlichen, 
sondern auch bei der kirchlichen Eheschließung 
des Arbeitnehmers haben gewähren wollen.

Damit steht, wie das Landesarbeitsgericht wei­
ter richtig erkannt hat, im Einzelfalle dem tarif­
unterworfenen Arbeitnehmer ein dreifach modifiziertes 
Wahlrecht zu, von dem er unter Berücksichtigung des 
Rechtsgrundsatzes des §315 Abs. 1 BGB Gebrauch ma­
chen kann. Einmal kann er die beiden tariflich vor­
gesehenen bezahlten arbeitsfreien Tage aus Anlaß 
seiner bürgerlichen Eheschließung nehmen, womit 
der tarifliche Anspruch auch dem kirchlich nicht ge­
bundenen Arbeitnehmer zukommt. Weiter kann der Ar­
beitnehmer die beiden freien Tage - wie vorliegend 
die Klägerin zu 3) - aus Anlaß seiner kirchlichen 
Eheschließung nehmen. Es besteht aber auch die drit­
te Möglichkeit der Gewährung ge eines bezahlten 
freien Tages aus Anlaß der bürgerlichen und der 
kirchlichen Eheschließung. Indessen verbieten 
es sowohl der Sinn und Zweck der Tarifnorm 
wie der Rechtsgedanke des § 315 Abs. 1 BGB, daß der
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Arbeitnehmer in der Wahl der freien Tage völlig 
frei und diese praktisch ohne Bezug zu seiner Ehe­
schließung zu nehmen berechtigt wäre. Vielmehr muß 
von dem tariflichen Recht, wie im einzelnen mit 
den Parteien in der mündlichen Verhandlung vor dem 
Senat erörtert worden ist, seitens des Arbeitneh­
mers so Gebrauch gemacht werden, daß ein gegenständ­
licher und zeitlicher Bezug zu seiner standesamtli­
chen oder kirchlichen Eheschließung gewahrt bleibt. 
Das bedeutet praktisch, daß der Arbeitnehmer die 
freien Tage nur in kurzem zeitlichen Abstand von 
seiner Eheschließung zu nehmen berechtigt ist. In 
diesem Sinne haben vorliegend alle drei Klägerin­
nen ihr tarifliches Recht im Zusammenhang mit ihrer 
kirchlichen Eheschließung tarifkonform und in Über­
einstimmung mit § 315 Abs.1 BGB in Anspruch genom­
men.

Die demgegenüber erhobenen Einwendungen der 
Revision, die die Beklagte in der mündlichen Ver­
handlung vor dem Senat weiter vertieft hat, greifen 
nicht durch. Zu Unrecht nimmt die Revision insbe­
sondere an, die Tarifnorm des § 6 Ziff. 1 Abschn.
1.1 Lohn TV Bekllndustrie Westf. wirke sich zu Lasten 
evangelischer Arbeitnehmer aus, verstoße damit ge­
gen den verfassungsrechtlichen Gleichheitsgrundsatz 
(Art. 3 Abs. 1 und Abs. 3 GG) und führe damit in den 
Betrieben zu ungleichmäßiger Behandlung der Arbeit­
nehmer je nach ihrem Religionsbekenntnis. Zwar weist 
die Revision zutreffend darauf hin, daß nach dem 
Kirchen- und Lehrverständnis der Kirchen der Reforma­
tion und ihrem Recht die kirchliche Trauung nicht die 
Begründung der Ehe, sondern die kirchliche Einsegnung 
der nach bürgerlichem Recht bereits geschlossenen Ehe 
ist, womit die evangelischen Kirchen der kirchlichen
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EheSchließung keine sakramentale und rechtlich kon­
stitutive Bedeutung beimessen, sondern die standes­
amtliche Eheschließung als solche mit auch die 
Kirche bindender Wirkung anerkennen (vgl. Evange­
lischer Erwachsenenkatechismus, Gütersloher Ver­
lagshaus 1975, S. 572 ff.; J.P. Michael in Lexikon 
für Theologie und Kirche, aaC^S. 698; Erler, Kir­
chenrecht, 3. Auf1., S. 155). Demgemäß wird bei­
spielsweise in § 1 des Kirchengesetzes über die 
Trauung der Evangelischen Landeskirche von Kurhes­
sen-Waldeck (vom 6. November 1970) ausdrücklich be­
stimmt: "Die kirchliche Trauung setzt eine rechts­
gültige Eheschließung voraus." Gleichwohl geht der 
entsprechende Hinweis der Revision fehl. Einmal 
wird nämlich verbreitet auch nach den Trauungsriten 
der reformatorischen Kirchen ungeachtet der darge­
stellten kirchenrechtlichen Situation eine beider­
seitige Willenserklärung abgegeben, die den Ehe­
konsens zumindest bestätigt und religiös begrün­
det (vgl. Agende für die Evangelische Kirche von 
Kurhessen-Waldeck, Teil III, S. 72 - 73 und 79). 
Abgesehen davon kommt auch in der Vorstellungswelt 
der evangelischen Bevölkerung der kirchlichen Trau­
ung die eigentliche Bedeutung für die Begründung 
der Ehe zu, weswegen in aller Regel auch von evan­
gelischen Christen die äußeren leiern aus Anlaß der 
Hochzeit mit der kirchlichen Trauung verbunden zu 
werden pflegen. Hierauf nehmen ersichtlich auch die 
Tarifvertragsparteien Bedacht, bei denen zudem nicht 
angenommen werden kann, daß sie eine Tarifnorm haben 
setzen wollen, die die Freistellung vom Religions­
bekenntnis des einzelnen Arbeitnehmers hat abhängig 
machen wollen. Unter diesen Umständen stellt sich ent­
gegen der Annahme des Landesarbeitsgerichts und den 
Erörterungen der Parteien in der mündlichen Verhand­
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lung vor dem Senat überhaupt nicht die Frage, ob 
die anzuwendende Tarifnorm gegen Art. 4 GG ver­
stößt.

Auf die umfangreichen Ausführungen der Revi­
sion staatskirchenrechtlichen Inhalts kommt es eben­
falls nicht an. In dem vorliegenden Rechtsstreit 
geht es nämlich nicht um das auch grundgesetzlich 
normierte Rechtsverhältnis des Staates zu den Kir­
chen (vgl. Art. 140 GG und die danach weitergelten­
den Art. 136 - 141 der Weimarer Reichsverfassung). 
Vielmehr kommt es lediglich darauf an, ob die Ta­
rifvertragsparteien die rechtliche Möglichkeit ha­
ben, einen tariflichen Anspruch auf bezahlte Ar­
beitsfreistellung auch aus religiösen Anlässen zu 
gewähren. Dagegen bestehen jedoch keinerlei recht­
liche Bedenken, wie auch die zahlreichen tarifli­
chen Bestimmungen zeigen, nach denen etwa aus Anlaß 
der Konfirmation oder Erstkommunion von Kindern 
des Arbeitnehmers ein Anspruch auf bezahlte Arbeits­
freistellung besteht (vgl. z.B. § 52 Abs. 2 Buchst, d 
BAT). Bei einer anderen Beurteilung, wie sie die 
Revision nahelegt, würde im übrigen übersehen, daß 
zu den subjektiven Leistungshindernissen im Sinne 
von § 616 Abs. 1 BGB im Einzelfall auch die Erfül­
lung einer vorrangigen religiösen Pflicht gehören 
kann und die ungestörte Religionsausübung unter Ver­
fassungsschutz steht (Art. 4 Abs. 2 GG).

Damit geht auch der Hinweis der Revision auf 
§ 1588 BGB fehl. Danach sollen die "kirchlichen 
Verpflichtungen in Ansehung der Ehe" durch die Vor­
schriften des BGB nicht betroffen werden. Im Gegen­
satz zu den Ausführungen der Revision und den er­
gänzenden Erläuterungen der Beklagten in der mündli­
chen Verhandlung vor dem Senat soll mit dieser Ge-

- 15 -
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 1 5 -

setzesnorm lediglich klargestellt werden, daß bür­
gerlichrechtliche und religiöse Konsequenzen der 
Ehe voneinander unabhängig sind. Gleichwohl bleibt 
es jedoch den Tarifvertragsparteien unbenommen, wie 
vorliegend einen Anspruch auf bezahlte Arbeits­
freistellung sowohl aus Anlaß der standesamtlichen 
als auch der kirchlichen Eheschließung zu gewähren. 
Damit wird § 1588 BGB von den Tarifvertragspartei­
en überhaupt nicht berührt. Aus den gleichen Grün­
den greift der Hinweis der Revision auf § 67 PStG 
nicht durch. Unter welchen Umständen ein geistli­
cher Amtsträger unter oder ohne Verstoß gegen staat­
liches Recht vor einer standesamtlichen Ehe­
schließung eine kirchliche Trauung vornehmen kann, 
hat mit den Regelungsmöglichkeiten der Tarifver­
tragsparteien nichts zu tun.

Auch angebliche Beweisschwierigkeiten begrün­
den entgegen der Meinung der Beklagten keine ande­
re Beurteilung: Wie der Zeitpunkt der standesamt­
lichen Eheschließung leicht durch eine amtliche Aus­
kunft des zuständigen Standesbeamten bzw. eine Aus­
kunft aus dem Heiratsbuch zu belegen und zu bewei­
sen ist, ist das für die kirchliche Eheschließung 
gleichermaßen durch eine amtliche Auskunft des je­
weiligen Pfarramtes bzw. einen Auszug aus dem kirch­
lichen Trauungsregister möglich. Auch Mißbrauchser- 
wägungen rechtfertigen entgegen den Ausführungen 
der Beklagten in der mündlichen Verhandlung vor dem 
Senat keine andere Beurteilung, zumal auch heute 
noch häufig standesamtliche und kirchliche Eheschlie­
ßung zeitlich in engem Zusammenhang stattfinden.
Zudem bleiben die Wahl- und Gestaltungsmöglichkei­
ten des Arbeitnehmers auch im Rahmen des § 315 BGB 
beschränkt. Jedenfalls muß er nämlich aus den schon
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dargelegten Gründen die bezahlten arbeitsfreien Ta­
ge unter Wahrung eines angemessenen zeitlichen Be­
zuges zu seiner standesamtlichen oder kirchlichen 
Eheschließung nehmen. Schließlich übersieht die 
Revision, daß es zahlreiche ausländische Arbeitneh­
mer gibt, nach deren staatlichem Heimatrecht zumin­
dest in der Vergangenheit die kirchliche Eheschlie­
ßung zugleich bürgerliche Rechtswirkungen hatte, 
was etwa für Italiener, Spanier und Griechen zu­
trifft (vgl. Leisching, Kirchen und Staat in den 
Rechtsordnungen Europas, S. 64, 69 und 90). Derar­
tige Arbeitnehmer würden nach der Rechtsauffassung 
der Beklagten keinen tariflichen Anspruch im Sinne 
des Begehrens der Klägerinnen haben.

Damit ergeben sich für die Klägerinnen im ein­
zelnen die folgenden rechtlichen Konsequenzen:

1. Wie die Parteien schon in der Berufungsin­
stanz klargestellt haben, hatte die Klägerin zu 
1) aus Anlaß ihrer standesamtlichen Eheschließung 
überhaupt keine Arbeitsfreistellung erhalten, wäh­
rend ihr aus Anlaß ihrer kirchlichen Eheschließung 
von der Beklagten ein bezahlter arbeitsfreier Tag 
gewährt worden war. Damit steht, wie das Landesar­
beitsgericht richtig erkannt hat, der Klägerin zu 
1) aus den zuvor dargelegten Gründen noch ein wei­
terer bezahlter arbeitsfreier Tag bzw. dessen Ab­
geltung in Höhe von 92,88 DM brutto zu. Dabei weist 
das Landesarbeitsgericht zutreffend darauf hin, daß 
es unschädlich ist, wenn aus dem gleichen Anlaß der 
Klägerin zu 1) auch noch unbezahlter Urlaub gewährt 
worden ist. Davon wird nämlich ihr tariflicher Anspruch 
weder berührt noch gemindert.

Auch die hierzu erhobenen Einwendungen der Re­
vision sind unbegründet. Zwar weist die Revision
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zutreffend darauf hin, daß zur Zeit der standesamt­
lichen Eheschließung der Klägerin zu 1) aus Anlaß 
der eigenen Eheschließung hei sonst wortgleicher 
Tarifregelung nur ein Anspruch auf Gewährung ei­
nes bezahlten arbeitsfreien Tages bestand. Da­
durch wird jedoch der weitergehende Klageanspruch 
der Klägerin zu 1) auf Gewährung eines weiteren 
bezahlten arbeitsfreien Tages nicht beeinträchtigt. 
Schon nach dem früheren Tarifrecht erfaßte der ta­
rifliche Anspruch nämlich entgegen der Meinung der 
Revision sowohl die standesamtliche als auch die 
kirchliche Eheschließung des Arbeitnehmers mit ei­
nem entsprechenden Wahlrecht. Hat dann aber bei 
sonst unveränderter Rechtslage der LohnTV BeklIn­
dustrie Westf. mit Wirkung vom 1. August 1978 den 
entsprechenden tariflichen Anspruch des Arbeitnehmers 
auf zwei bezahlte arbeitsfreie Tage erhöht, dann kann 
die Klägerin zu 1) nach dem insoweit deutlich erkenn­
baren Willen der Tarifvertragsparteien nach der Rechts­
änderung aus Anlaß ihrer zeitlich danach liegenden 
kirchlichen Eheschließung noch einen bezahlten ar­
beitsfreien Tag beanspruchen. Allerdings hat sich 
ihr Anspruch bei dieser Eallgestaltung auf ihre kirch­
liche Eheschließung konkretisiert und entfällt inso­
weit das sonst bestehende Wahlrecht der Klägerin zu 
1) nach § 315 BGB.

2. Auch der Klägerin zu 2) haben die Vorinstanzen 
mit Recht einen zweiten bezahlten arbeitsfreien Tag 
aus Anlaß ihrer kirchlichen Eheschließung zuerkannt, 
nachdem ihr bei dieser Gelegenheit bereits ein be­
zahl er arbeitsfreier Tag gewährt worden war und die 
Klägerin zu 2) ebenfalls bei ihrer standesamtlichen 
Eheschließung eine entsprechende Freistellung nicht 
erhalten hatte.
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Die hiergegen erhobene Einwendung der Revi­
sion, der Klägerin zu 2) sei aus Anlaß ihrer 
kirchlichen Eheschließung wegen der gleichzeiti­
gen Begründung ihres eigenen Hausstandes ein be­
zahlter arbeitsfreier Tag gewährt worden, greift 
nicht durch. Dabei handelt es sich nämlich um ei­
nen tariflichen Anspruch anderer und eigenstän­
diger Art. § 6 Ziff. 1 Abschn. 1.1 LohnTV Beklln- 
dustrie Westf. unterscheidet unter den Buchstaben 
a) und h) ausdrücklich zwischen der "eigenen Ehe­
schließung" und "der Gründung eines eigenen Haus­
standes im Zusammenhang mit der Eheschließung", 
wobei im ersten Falle zwei und im zweiten Falle 
ein bezahlter arbeitsfreier Tag zu gewähren sind. 
Diese verschiedenen tariflichen Ansprüche können 
entgegen der Meinung der Revision weder ausge­
tauscht noch aufeinander angerechnet werden. Dar­
an ändert auch nichts, daß die Tarifvertragspar­
teien den einen bezahlten arbeitsfreien Tag bei 
der Begründung des eigenen Hausstandes nur dann 
gewähren, wenn diese "im Zusammenhang mit der Ehe­
schließung" erfolgt, wobei die Tarifvertragspartei­
en ersichtlich auch berücksichtigen, daß - wie 
vorliegend von der Klägerin zu 2) - der selbstän­
dige Haushalt gerade im Zusammenhang mit der kirch­
lichen Eheschließung begründet wird.

3. Der Klägerin zu 3) hat das Landesarbeitsge­
richt nur die Abgeltung für einen arbeitsfreien 
Tag in Höhe von 60,31 DM brutto zuerkannt. Dazu hat 
das Landesarbeitsgericht ausgeführt, bei dieser Klä­
gerin müsse berücksichtigt werden, daß sie bei ihrem 
Eintritt in den Betrieb der Beklagten bereits stan­
desamtlich verheiratet gewesen sei, womit sie das 
sonst nach den tariflichen Bestimmungen bestehende 
Wahlrecht nicht mehr habe ausüben können. Unter die-
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sen Umständen sei es nach billigem Ermessen gebo­
ten, im Gegensatz zum Arbeitsgericht der Kläge­
rin zu 3) nur die Hälfte des von ihr eingeklagten 
Betrages zuzuerkennen.

Damit hat das Landesarbeitsgericht der Klä­
gerin zu 3) einen bezahlten arbeitsfreien Tag mit 
Recht zuerkannt. Entgegen seiner Meinung steht 
ihr jedoch, wie schon das Arbeitsgericht richtig 
erkannt hatte, auch noch der weiter eingeklagte 
zweite bezahlte arbeitsfreie Tag zu. Daran ändert 
nichts, daß die Klägerin bei ihrem Eintritt in die 
Dienste der Beklagten bereits standesamtlich ver­
heiratet war und ihr im Hinblick darauf aus Anlaß 
ihrer standesamtlichen Eheschließung bezahlte Ar­
beitsfreistellung von der Beklagten nicht mehr ge­
währt werden konnte. Vielmehr konkretisiert sich 
bei einer solchen Fallgestaltung der volle tarifli­
che Anspruch auf die nach der Tarifnorm rechtlich 
gleichwertige kirchliche Eheschließung, womit zu­
gleich das Wahlrecht der Klägerin zu 3) entfallen 
ist, wie auch das Landesarbeitsgericht insoweit zu­
treffend darlegt. Zumindest hat das bei der vorlie­
genden Fallgestaltung zu gelten. Wie die Parteien 
nochmals in der mündlichen Verhandlung vor dem Se­
nat klargestellt haben, war die Klägerin zu 3) 
nämlich vor ihrem Eintritt in die Dienste der Be­
klagten an anderer Stelle im Haushalt beschäftigt, 
wo sie aus Anlaß ihrer standesamtlichen Eheschlie­
ßung keine bezahlte Arbeitsfreistellung erhalten hat­
te. Sie ist also erst frühestens bei ihrem Eintritt 
in die Dienste der Beklagten von den rechtlichen Wir­
kungen des LohnTV Bekllndustrie Westf. erfaßt wor­
den. Jedenfalls dann aber muß die Klägerin zu 3) 
tarifrechtlieh so gestellt werden, daß ihr die Lei­
stungen nach diesem Tarifvertrag und damit auch die-
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Wenigen aus § 6 Ziff. 1 Abschn. 1.1 unbeschränkt 
zugutekommen, wobei der Senat auch hier berück­
sichtigt , daß die Tarifvertragsparteien der bür­
gerlichen und der kirchlichen Eheschließung die 
gleiche rechtliche Bedeutung zumessen.

Auch die demgegenüber erhobenen Einwendungen 
der Revision greifen nicht durch. Zwar weist die 
Revision zutreffend darauf hin, daß bei der bei 
der Klägerin zu 3) bestehenden Fallgestaltung 
von dieser das tarifliche Wahlrecht nicht mehr 
ausgeübt werden kann. Dieser Umstand ändert je­
doch, wie die Klägerin in ihrer Anschlußrevision 
und ihren ergänzenden Er1äuterungen in der münd­
lichen Verhandlung vor dem Senat zutreffend aus­
geführt hat, nichts daran, daß sich gleichwohl 
der tarifliche Anspruch aus § 6 Ziff. 1 Abschn.
1.1 LohnTV Bekllndustrie Westf. in vollem Umfange 
auf die kirchliche Eheschließung konkretisiert.

Die Zinsforderung der Klägerinnen zu 1) und 
2) ist nach § 291, § 288 Abs. 1 Satz 1 BGB be­
gründet . Der Klägerin zu 3) stehen keine Zinsen 
zu, da sie deren Zahlung nicht beantragt hat (§ 308 
Abs. 1 ZPO).

Die Ko st enent s che idung beruht auf § 92 Abs.
1, § 97 Abs. 1 ZPO.
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